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Kleine Anfrage 
 
des Abgeordneten Gerwald Claus-Brunner (PIRATEN) 
 
vom 16. Januar 2014 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 22. Januar 2014) und  Antwort 
 

Wie geht es weiter mit dem Busbahnhof Rathaus Steglitz? 
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Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 

Kleine Anfrage wie folgt:   

 

Die Kleine Anfrage betrifft Sachverhalte, die der Se-

nat nicht aus eigener Zuständigkeit und Kenntnis beant-

worten kann. Er ist gleichwohl bemüht, Ihnen eine Ant-

wort auf Ihre Anfrage zukommen zu lassen und hat daher 

die BVG um eine Stellungnahme gebeten, die von dort in 

eigener Verantwortung erstellt und dem Senat überliefert 

wurde. Sie wird nachfolgend in den Antworten zu 1. bis 

3., 5. und 7. Wiedergegeben. 

 

Frage 1: Was hat zur Sperrung des Busbahnhofs Rat-

haus Steglitz im Kreisel geführt?  

 

Antwort zu 1.: Hierzu teilt die BVG mit: „Aufgrund 

einer festgestellten hohen Chloridbelastung eines Decken-

feldes über dem Verbindungsgang zwischen U-Bahn und 

S-Bahn wurde in Abstimmung mit der Technischen Auf-

sichtsbehörde als Vorsorgemaßnahme der Lasteintrag 

durch Busse in diesem Bereich reduziert. Dies bedeutet 

eine vorübergehende Umleitung der Busse.“ 

 

 

Frage 2: Bis wann wird der Busbahnhof voraussicht-

lich gesperrt sein?  

 

Antwort zu 2.: Hierzu teilt die BVG mit: „Zur endgül-

tigen Klärung der Standsicherheit des betroffenen De-

ckenfeldes sind weitere statische Untersuchungen erfor-

derlich. Bis zum Vorliegen eines Ergebnisses bleibt der 

Busbahnhof gesperrt. Ein genauer Termin der Wiederer-

öffnung hängt von den Ergebnissen ab und kann derzeit 

nicht genannt werden.“ 

 

Frage 3: Wer trägt die Kosten der Sanierung? 

 

Antwort zu 3.: Hierzu teilt die BVG mit: „Die Kos-

tenübernahme muss noch juristisch geklärt werden.“ 

 

 

 

 

 

Frage 4: Inwieweit ist der geplante Umbau des Krei-

sels davon betroffen? 

 

Antwort zu 4.: Die aktuell laufende Schadstoffsanie-

rung des Bürohochhauses Steglitzer Kreisel ist von der 

Sperrung des Busbahnhofes Rathaus Steglitz der BVG 

nicht betroffen. Mit Verlegung der Bushaltestellen auf die 

Schloßstraße ist für die mit der Verwaltung des Mitei-

gentumsanteils des Landes Berlin beauftragte BIM Berli-

ner Immobilienmanagement GmbH lediglich ein engerer 

Abstimmungsbedarf mit der BVG verbunden. 

 

 

Frage 5: Besteht Gefahr für die Nutzer des restlichen 

Areals? 

 

Antwort zu 5.: Hierzu teilt die BVG mit: „Eine Gefahr 

für die Nutzer des Areals besteht nach derzeitigem 

Kenntnisstand nicht.“ 

 

 

Frage 6: Wie bewertet der Senat die Informationspoli-

tik des Betreibers? Warum wird die Öffentlichkeit im 

Dunkeln gelassen? 

 

Antwort zu 6.: Aus Sicht des Senats ist stets eine mög-

lichst offene und transparente Informationspolitik gegen-

über der Öffentlichkeit anzustreben. Wie in der Antwort 

zu 2. mitgeteilt sind zur endgültigen Klärung der Proble-

matik am Rathaus Steglitz jedoch noch Untersuchungen 

erforderlich. Erst anschließend können die zu ergreifen-

den Maßnahmen und der Zeitbedarf dafür geplant und die 

Öffentlichkeit über das konkrete weitere Vorgehen infor-

miert werden. 

 

 

Frage 7: Ist dem Senat bekannt, ob und wann die der-

zeit unhaltbare Situation an den Ausweichstationen ver-

bessert werden soll (z. B. durch die Erhöhung der Anzahl 

von Unterstellmöglichkeiten für die Fahrgäste)? 
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Antwort zu 7.: Hierzu teilt die BVG mit: „Die BVG 

AöR wird die Situation ständig beobachten. Sollten Er-

kenntnisse vorliegen, dass der Busbahnhof für Sanie-

rungsarbeiten längerfristig gesperrt bleiben müsste, wird 

die BVG in Abstimmung mit dem Bezirksamt die Warte-

hallensituation anpassen.“ 

 

 

Berlin, den 14. Februar 2014 

 

 

In Vertretung 

 

R.  L ü s c h e r 

................................ 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 

 

 

(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 25. Feb. 2014) 


